
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,  9. November 2021  

 
Mandantenbrief Novmeber 2021 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 
 

· Rückkehr aus Homeoffice kann angeordnet werden 
 

Einkommensteuer 
 

· Kein Entlastungsbetrag für Alleinerziehende bei Heirat und Zusammenzug 
der Ehegatten im Dezember 
 

· Zur Besteuerung von Rentenzahlungen aus einem vor 2005 abgeschlosse-
nen begünstigten Versicherungsvertrag mit Kapitalwahlrecht 
 

· Erschließung einer öffentlichen Straße ist keine begünstigte Handwerker-
leistung 

·  
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
Termine Steuern/Sozialversicherung November/Dezember 2021 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidari-
tätszuschlag 

10.11.20211 10.12.20211 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

entfällt 10.12.2021 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

entfällt 10.12.2021 

Umsatzsteuer 10.11.20212 10.12.20213 
Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: 

Überweisung4 15.11.2021  13.12.2021 
Scheck5 10.11.2021 10.12.2021 

Gewerbesteuer 15.11.2021 entfällt 
Grundsteuer 15.11.2021 entfällt 
Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: 

Überweisung4 18.11.2021 entfällt 
Scheck5 15.11.2021 entfällt 

Sozialversicherung6 26.11.2021 28.12.2021 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-

eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 
 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauer-

fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-

dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanz-
amt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Ar-
beitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.11.2021/23.12.2021, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbeson-
dere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 



 

Allgemein 

Rückkehr aus Homeoffice kann angeordnet werden 
Ein Arbeitgeber, der seinem Arbeitnehmer gestattet hatte, seine Tätigkeit als Grafiker 
von zuhause aus zu erbringen, ist grundsätzlich berechtigt, seine Weisung zu än-
dern, wenn sich später betriebliche Gründe herausstellen, die gegen eine Erledigung 
von Arbeiten im Homeoffice sprechen. Das entschied das Landes- 
arbeitsgericht München. 
Das Landesarbeitsgericht hat die Entscheidung des  
Arbeitsgerichts bestätigt. Der Arbeitgeber dürfe unter Wahrung billigen Ermessens 
den Arbeitsort durch Weisung neu bestimmen. Der Arbeitsort sei weder im Arbeits-
vertrag noch kraft späterer ausdrücklicher oder stillschweigender Vereinbarung der 
Parteien auf die Wohnung des Verfügungsklägers festgelegt worden. Das Recht, die 
Arbeitsleistung von zuhause zu erbringen, habe im Februar 2021 auch nicht gem. § 2 
Abs. 4 SARSCoV2ArbSchVO bestanden. Nach dem Willen des Verordnungsgebers 
vermittle diese Vorschrift kein subjektives Recht auf Homeoffice. Die Weisung habe 
billiges Ermessen gewahrt, da zwingende betriebliche Gründe der Ausübung der Tä-
tigkeit in der Wohnung entgegenstanden. Die technische Ausstattung am häuslichen 
Arbeitsplatz habe nicht der am Bürostandort entsprochen und der Arbeitnehmer habe 
nicht dargelegt, dass die Daten gegen den Zugriff Dritter und der in Konkurrenz täti-
gen Ehefrau geschützt waren. 

Einkommensteuer 

Kein Entlastungsbetrag für Alleinerziehende bei Heirat und Zusammen-
zug der Ehegatten im Dezember 
Wenn bisher in eigenen Haushalten lebende Steuerpflichtige mit jeweils einem eige-
nen Kind erst ab ihrer Heirat im Dezember des Veranlagungsjahres zusammengezo-
gen sind und sie die Zusammenveranlagung beantragen, steht ihnen kein Entlas-
tungsbetrag für  
Alleinerziehende zu. So entschied das Finanzgericht München. 
Die Ehegatten gelten aufgrund der Zusammenveranlagung unabhängig davon, dass 
die Ehe erst im Dezember geschlossen wurde und die Voraussetzungen für eine 
Zusammenveranlagung erstmalig im Dezember erfüllt wurden, in keinem Kalender-
monat dieses Veranlagungszeitraums als alleinstehend mit der Folge, dass ihnen 
auch kein ermäßigter Entlastungs-betrag für den Zeitraum von Januar bis November 
zusteht.  
Unabhängig von der tatsächlichen Wahl dieser Veranlagungsart sei im Jahr der Ehe-
schließung auch eine zeitanteilige Inanspruchnahme des Entlastungsbetrages nicht 
möglich. Die Voraussetzungen für die Anwendung des Splittingverfahrens seien nicht 
schon dann erfüllt, wenn die Möglichkeit zur Wahl dieser Veranlagungsart bestanden 
hätte, sondern erst, wenn der Steuerpflichtige sie tatsächlich gewählt habe. 

Zur Besteuerung von Rentenzahlungen aus einem vor 2005 abgeschlos-
senen begünstigten Versicherungsvertrag mit Kapitalwahlrecht 
Rentenzahlungen, die auf einem begünstigten Versicherungsvertrag beruhen, sind 
insgesamt den Einkünften aus Kapitalvermögen zuzuordnen und steuerfrei, soweit 
die Summe der ausgezahlten Rentenbeträge das in der Ansparzeit angesammelte 
Kapitalguthaben einschließlich der Überschussanteile nicht übersteigt. Das entschied 
der Bundesfinanzhof. 



 
Bei dem vom Kläger abgeschlossenen Rentenversicherungsvertrag handele es sich 
um eine Versicherung „auf den Erlebensfall". Eine solche Versicherung liege vor, 
wenn sie für den Bezugsberechtigten eine Versicherungsleistung unter der Voraus-
setzung vorsehe, dass der Versicherungsnehmer einen bestimmten Zeitpunkt erlebe. 
Das sei bei der vom Kläger abgeschlossenen Rentenversicherung der Fall. Die Ver- 
sicherungsleistung bestehe im Streitfall in der Zahlung einer lebenslangen Rente un-
ter der Bedingung, dass der Kläger den vereinbarten Rentenzahlungsbeginn errei-
che. Auch die dem Kläger mit dem Kapitalwahlrecht eingeräumte Option, die lebens-
lange Rentenzahlung gegen Zahlung einer einmaligen Ablaufleistung zu beenden, 
war von dem Erreichen des Zeitpunkts des Rentenbeginns abhängig. Der von dem 
Kläger abgeschlossene Rentenversicherungsvertrag sei auch begünstigt. Zu den 
begünstigten Verträgen gehörten auch Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht 
gegen laufende Beitragsleistung, wenn das Kapitalwahlrecht nicht vor Ablauf von 
zwölf Jahren seit Vertragsschluss ausgeübt werden könne. Eine solche Rentenversi-
cherung liege im Streitfall vor. 

Sonderausgabenabzug von inländischen Pflichtbeiträgen zur Renten- 
und Arbeitslosenversicherung für in Drittstaaten erzielten, im Inland  
steuerfreien Arbeitslohn 
Ein Arbeitnehmer war im Streitjahr 2016 bei einem deutsch-chinesischen Joint Ven-
ture tätig, wobei er insgesamt 224 Arbeitstage in China verbrachte. Er erzielte Ein-
künfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit sowohl in Deutschland als auch in China. 
Von den erklärten Einkünften entfielen 12,28 % auf im Inland steuerpflichtige Ein-
künfte und die restlichen 87,72 % auf nach  
Art. 15 des Doppelbesteuerungsabkommens mit China im Inland steuerfreie Einkünf-
te. Außerdem wurden Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung für das 
gesamte Streitjahr als Sonderausgaben erklärt. Das beklagte Finanzamt ließ die in 
Zusammenhang mit den steuerfreien Einkünften stehenden Vorsorgeaufwendungen 
unberücksichtigt.  
Das Finanzgericht Hamburg entschied, dass Beiträge zur Renten- und Arbeitslosen-
versicherung, die im Zusammenhang mit den nach einem Doppelbesteuerungsab-
kommen im Inland steuerfreien Einnahmen aus einer Tätigkeit des Steuerpflichtigen 
in einem Drittland stehen, nicht als Sonderausgaben abzugs- 
fähig sind. 

Erschließung einer öffentlichen Straße ist keine begünstigte Handwer-
kerleistung 
Die Eheleute wohnten in ihrem Eigenheim in einer zunächst unbefestigten Sandstra-
ße. Nachdem die Gemeinde die Sandstraße ausbauen ließ und die Anwohner an 
den Erschließungskosten beteiligte, mussten die Eheleute mehr als 3.000 Euro für 
den Ausbau der Straße vorauszahlen. In ihren Einkommensteuer- 
erklärungen machten sie je die Hälfte des Erschließungsbeitrags als geschätzten 
Lohnkostenanteil als Steuerermäßigung geltend. Das beklagte Finanzamt lehnte dies 
ab. Die Einsprüche der Eheleute blieben erfolglos und die im Anschluss erhobenen 
Klagen wies das Finanzgericht Berlin-Brandenburg ab. 
Die Revision der Eheleute gegen das Urteil des Finanzgerichts wies der Bundesfi-
nanzhof als unbegründet zurück. Die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen, 
die jenseits der Grundstücksgrenze auf fremdem, beispielsweise öffentlichem Grund 
erbracht werden, können begünstigt sein. Dabei müsse es sich allerdings um Leis-
tungen handeln, die in unmittelbarem räum-lichen Zusammenhang zum Haushalt 
durchgeführt werden und dem Haushalt dienen. Hiervon sei insbesondere auszuge-



 
hen, wenn der Haushalt des Steuerpflichtigen an das öffentliche Versorgungsnetz 
angeschlossen wird. Nach Auffassung des Gerichts sind die Arbeiten an der Straße - 
im Gegensatz zu solchen an einer individuellen Grundstückszufahrt ab der Abzwei-
gung von der eigentlichen Straße - nicht grundstücks- und damit nicht haushaltsbe-
zogen.  

 


